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und c der RL 2014/59/EU kann gegen die sich in Abwicklung befindende Kreditanstalt oder  
Wertpapierfirma bzw. deren Rechtsnachfolgerin keine (Prospekt-)Haftungsklage nach Art 6  
der RL 2003/71 und keine Klage auf Nichtigerklärung des Aktienzeichnungsvertrages nach 
nationalem Recht erhoben werden, da dies im Ergebnis dazu führen würde, dass die mit der 
RL 2014/49/EU verfolgten Ziele zur Sicherung der Stabilität des Banken- und Finanzsystems  
und das zu diesem Zwecke geschaffene Abwicklungsverfahren selbst vereitelt würden.
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muss für das Exekutionsgericht eine Möglichkeit zur Überprüfung der Klauseln bestehen.
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